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KantonSolothurnMittwoch, 4. November 2020

DievierteSession imCoronamodus

Es ist nun schon die vierte Session, die der Kantonsrat aufgrund derCoronapandemie nicht
am angestammten Tagungsort abhalten kann. Nach dem CIS-Sportzentrum in Solothurn,
der BetoncoupeArena in Schönenwerd undderKiesofenhalle auf demAttisholz-Areal wur-
de nun die Solothurner Rythalle als Tagungsort auserkoren. Der Respekt vor der Pandemie
zeigt sich auch darin deutlich, dass manche Kantonsräte trotz ausreichendem Sicherheits-
abstand dieMaske auch an ihrem Sitzplatz anbehalten. Bild: Hanspeter Bärtschi

Eswar eingutes
Jahr fürdieGebäu-
deversicherung

Geschäftsbericht Die Geneh-
migung des Geschäftsberichts
der Solothurnischen Gebäude-
versicherung durch den Kan-
tonsrat wäre an sich eine Form-
sache,wäredanicht das alljähr-
licheceterumcenseovonWalter
Gurtner (SVP, Däniken). Weil
sich an der politischen Zusam-
mensetzung der Verwaltungs-
kommissionnachwievornichts
geändert habe und seine Partei
weiterhin ausgeschlossen sei,
könne er demGeschäftsbericht
auch dieses Jahr nicht zustim-
men, soGurtner.DieGenehmi-
gung erfolgte schliesslich «mit
vereinzelten Gegenstimmen»,
wieRatspräsidentDanielUrech
zuhanden des Protokolls fest-
hielt.

Es war ein gutes Jahr für die
Gebäudeversicherung. Dank
eher wenigen Schadenfällen
(dieBrutto-Schadensummevon
14,6 Millionen liegt unter dem
langjährigenDurchschnitt) und
einemsattenErtrag auf denKa-
pitalanlagen resultierte ein
Reingewinnvonüber 36Millio-
nen Franken.

Kritisch zu beobachten sei
angesichts derMonopolstellung
und im Hinblick auf die Prä-
mienhöhe die Entwicklung,
dass die Gebäudeversicherun-
gen in der ganzen Schweiz in
den vergangenen Jahren ein
Milliardenvermögenangehäuft
hätten,meinte SimonBürki (SP,
Biberist). In Solothurn würden
sichdieReservenauf das Sechs-
fache der jährlichen Prämien-
einnahmen belaufen. Im Ver-
gleich steht die Solothurnische
Gebäudeversicherung diesbe-
züglich allerdings nicht so
schlecht da, wie Simon Bürki
einräumte: Die Prämien lägen
nicht überdemschweizerischen
Durchschnitt, die Reserven
leicht darunter. (mou)

NurfürmündigeSchweizer
Kantonsrat lehnt Stimmrechtsalter 16 undAusländerstimmrecht auf Gemeindeebene ab.

Der Kantonsrat lehnt das Aus-
länderstimmrecht auf kommu-
naler Ebene ab. Und nachdem
es im September noch eine
hauchdünneMehrheit dafür ge-
gebenhatte, hat ernunauch sei-
nen Entscheid wieder gekippt,
den Gemeinden die Senkung
des Stimm- und Wahlrechts-
alters auf 16 Jahre zu ermögli-
chen.

Obesnun fürdieTeilnahme
der jungenGeneration am poli-
tischen Geschehen förderlich
oder eher widersinnig ist, das
politische und zivilrechtliche
Mündigkeitsalter sowie das ak-
tive (wählenkönnen)undpassi-
ve (gewählt werden können)
Wahlrecht voneinander zu tren-
nen,dazuwarendieMeinungen
gemacht.NeueArgumentewur-
den am Dienstag nicht vorge-
bracht und es gab auch keine
grosse inhaltliche Diskussion
mehr. Das links-grüne Lager
und die Mehrheit der Mitte-
FraktionvonCVP/GLP/EVPsah
die Chance, bei FDP und SVP
dominierten ganz klar die Be-
denken. Im September war
letztlich bloss ein Zufallsmehr

von 48:47 Stimmen für das (für
die Gemeinden fakultative)
Stimmrechtsalter 16 zu Stande
gekommen.AmDienstagwares
nun in der zweiten Lesung ein
fast so knappes Zufallsmehr
(48:45 Stimmen) dagegen.

Praktischgleichverliefendie
Fronten zur Volksinitiative, die
auf kommunaler Ebene das
Stimm- und Wahlrecht für nie-
dergelasseneAusländer einfüh-
ren beziehungsweise ermögli-
chenwill.Die Initiative lässt den
Entscheid denGemeinden frei.
Auch sollen siebestimmenkön-
nen, ob sie ausländischen Ein-
wohnernmitNiederlassungsbe-
willigung nur das Stimm- oder
dasWahlrechtbeziehungsweise
nur das aktive oder das passive
Wahlrecht zugestehen wollen.
Die Initiative läuft denn auch
unter dem Titel «Erweiterung
der Gemeindeautonomie» in
Sachen Stimm- undWahlrecht.
Der Regierungsrat hatte sie zur
Annahme empfohlen, der Kan-
tonsrat hat mit 55:37 Stimmen
entschieden, siedemStimmvolk
mit der Empfehlung auf Ableh-
nung zu unterbreiten. Die Ab-

stimmunghat spätestensbisOk-
tober 2021 stattzufinden. Eine
Überraschung ist diemehrheit-
lich ablehnende Haltung des
Parlaments nicht. Das Stimm-
volk hat sich letztmals 2005
gegendasAusländerstimmrecht
ausgesprochen, darauf lehnte
auch der Kantonsrat im Jahr
2016einenVolksauftrag ab, der
einen neuen Anlauf starten
wollte.

Höhepunkt,nichtAnfang
des Integrationsprozesses
DasHauptargumentderGegner
in der neuerlichen Ratsdebatte
amDienstag:Werpolitischmit-
bestimmenwill, könne sichein-
bürgern lassen, die Erteilung
des Stimm- und Wahlrechts
habeamEnde,nicht amAnfang
des Integrationsprozesses zu
stehen.

Es seinichteinzusehen,wes-
halb jemand, der sich nicht ein-
bürgern lassen will (und das sei
wirklich eine Frage desWollens
undnichtdesKönnens),diepoli-
tischeMitsprache für sich bean-
spruchenkönnensollte, erklärte
FDP-Sprecher Urs Unterlerch-

ner (Solothurn). Auch für Josef
Fluri (SVP, Mümliswil) war dies
der Hauptgrund für die Ableh-
nung: ImEinbürgerungsverfah-
ren werde die Integration eines
ausländischen Mitbürgers ge-
prüft. Es gehe nicht an, jeman-
demdas Stimm- undWahlrecht
ohne diese Prüfung zu erteilen.

KommunalpolitischesEnga-
gement sei ein hervorragendes
Instrument für die Integration,
entgegnete dem Myriam Frey
(Grüne,Olten). Im links-grünen
Lager versuchteman,dasRuder
auchmitdemArgumentherum-
zureissen, dass der Kantonsrat
jagarnicht zuentscheidenhabe,
wemdasStimm-undWahlrecht
erteilt wird, sondern dass sich
dieFrageAusländerstimmrecht
JaoderNeinerst indenGemein-
den stellt. «Wir habendieGele-
genheit, denGrundstein für eine
repräsentativereDemokratie zu
legen», so SimonGomm(Junge
SP,Olten).AuchStaatsschreiber
Andreas Eng versuchte es ver-
geblich mit diesem Argument:
«Lasst das die Gemeinden in
derUrzelle derDemokratie dis-
kutieren.» (mou)

GegenzusätzlichePflichten
fürFahrende imKanton
Auftrag EineMeldepflicht, eine
Vertragspflicht, eine Kautions-
pflicht – gleichemehrere zusätz-
lichePflichten fürFahrende for-
derte Kantonsrätin Stephanie
Ritschard (SVP, Riedholz) in
einem Auftrag, der gestern im
Kantonsrat behandelt wurde.
MehrRechte sollte es anderseits
für die Behörden geben: Diese
sollten in Zukunft ein Wegwei-
sungsrecht erhalten, forderte
Ritschard.

AblehnungausRegierung
unddenFraktionen
Als Begründung für ihren Vor-
stossgabRitschardan,dassFah-
rende im Kanton «immer wie-
der Anlass zu Diskussionen ge-
ben und nicht selten negativ
auffallen», heisst es indemVor-
stoss. «Sie hinterlassen bei-
spielsweise Abfallberge, blo-
ckieren Zufahrten, oder es
kommt sogar auch vor, dass sie
illegalWasser abdenHydranten
beziehen», so Ritschard. «Der
GesetzgebermussGrenzen set-
zen und die Ämter mit klaren
Handlungskompetenzen aus-
statten», heisst es weiter. Als
Vorbild könnten diesbezüglich

laut Ritschard etwa Neuenburg
oder Bern dienen.

In seiner Antwort auf den
Auftrag Ritschards betonte der
Regierungsrat aber, dassdieLö-
sungen in den Kantonen Bern
und Neuenburg für das Solo-
thurnischenicht geeignet seien.
GegenbeideGesetze seiennoch
Beschwerden bei höheren Ins-
tanzen hängig, deshalb mache
es vorerst keinenSinn, ähnliche
Regeln zu erlassen. Eine beson-
dere Herausforderung in dem
Bereich sei es ausserdem, dass
zwischen Fahrenden aus der
Schweiz und dem Ausland
unterschieden werden müsse.
Um allfällige Störungen durch
Fahrende zu vermeiden, sollen
lautderRegierungandereMass-
nahmen erarbeitet werden.
Unter anderem sollen etwa fixe
Stand- und Durchgangsplätze
fürSchweizerFahrendegeschaf-
fenwerden.

Die Justizkommission
schloss sichdemAntragderRe-
gierungan,denAuftragvonRit-
schard abzulehnen. Das Parla-
ment folgtedemAntragvonRe-
gierung und Kommission und
lehnte denAuftrag ab. (rba)

Fachhochschule
bereitet gewisses
Unbehagen

Leistungsauftrag Die Bericht-
erstattung über die Erfüllung
des Leistungsauftrags im ver-
gangenen Jahr und der Ver-
pflichtungskredit fürdienächste
Leistungsauftragsperiode2021–
2024derFachhochschuleNord-
westschweiz wurden im Kan-
tonsrat ausführlich diskutiert,
wobei sich viele Voten um den
etwas unbefriedigenden Um-
stand drehten, dass das Parla-
ment dazu eigentlich kaum et-
was zu sagen hat, sondern dem
Leistungsauftrag nur in unver-
änderter Formzustimmenoder
ihn ablehnen kann. Nein sagte
dann auch die Mehrheit der
Fraktion CVP/GLP/EVP – um
einZeichenzu setzen,wie Spre-
cherAndréWyss (EVP,Rohr) er-
klärte. Es gebeeingewissesUn-
behagen zu dem kritiklosen
Durchwinken. Vorbehalte wur-
den (nicht nur von dieser Seite)
etwa bezüglich der steigenden
Kosten und der Verlängerung
der Leistungsauftragsperiode
von drei auf vier Jahre laut, was
die parlamentarische Einfluss-
nahme tendenziell noch mehr
schwäche.

DerKantonSolothurnbetei-
ligt sich indenkommendenvier
Jahren mit insgesamt gut 151
Millionen an der Finanzierung
derFachhochschule. SeinAnteil
sinkt gegenüber den anderen
Trägerkantonen tendenziell,
insgesamt steigen die Kosten
aber leicht. In vertretbarem
Mass,wie allseits attestiertwur-
de, jedoch werde man in den
kommenden Jahren grundsätz-
lich über die Kantonsfinanzen
diskutieren müssen, da könne
dieserBereichnicht einfachaus-
geklammert werden, so André
Wyss.

Der Verpflichtungskredit
wurde schliesslich mit 52:34
Stimmen genehmigt. (mou)


